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Stellungnahme der 

Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR), Dachorganisation der Behindertenverbände Österreichs, 

zur Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und

Konsumentenschutz über die Ausstellung von Behindertenpässen

und von Parkausweisen
BMASK-40101/0015-IV/9/2013

Grundsätzliches:

Die ÖAR regt an, über den Namen des Behindertenpasses nachzudenken, da der Pass auch für Personen, die chronische Erkrankungen aufweisen, ausgestellt wird.

Die ÖAR steht für gemeinsame Überlegungen gerne zur Verfügung, da uns durchwegs bewusst ist, dass dies eines längeren Prozesses bedarf.

Auch der Parkausweis sollte sprachlich korrekt als „Parkausweis für Menschen mit Behinderungen“ bezeichnet werden.

Es bestehen vielfach Befürchtungen, dass mit der Ausweitung des Bezieherkreises für einen Parkausweis für Menschen mit Behinderungen Personen, die zum Aus- und Einsteigen in das Fahrzeug mehr Platz benötigen (z.B. Rollstuhlfahrer, oder Personen mit Rollator usw.) keine ausreichend geeigneten Behindertenparkplätze vorfinden werden.

Durch eine zeitnahe Evaluierung der geplanten Regelungen können jedoch notwendige Bedarfe und eventuelle Schwachstellen schneller erkannt und beseitigt werden. Daher ersucht die ÖAR eine Evaluierung spätestens im Jahr 2015 vorzunehmen.

Im Einzelnen:

Zu § 1 Abs. 1 Z 1.

Es sollte aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung die verpflichtende Angabe des Wohnortes entfallen, da als einziger Aussteller nur mehr das mit seinen Landesstellen vernetzte Bundessozialamt auftritt und dieses zudem Zugang zum zentralen Melderegister hat. Somit wäre eine Korrektur des Behindertenausweises bei jedem Wohnsitzwechsel entbehrlich.

Ad § 1 Abs. 2:

Nach den Erläuterungen soll in Zukunft auf die Eintragung „Der Inhaber des Passes ist gehbehindert“ verzichtet werden. Dabei ist zu beachten, dass in einzelnen Bundesländern wie zum Beispiel in Oberösterreich bei der Antragstellung auf Gewährung des Fahrtkostenzuschusses die Eintragung der Gehbehinderung notwendig ist (ebenso die Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel). Ist die Gehbehinderung nicht mehr im Behindertenpass vermerkt, können diese Personen den Zuschuss des Landes OÖ nicht mehr in Anspruch nehmen. Dies würde zu einer finanziellen Schlechterstellung kommen.

Hier aus der Homepage des Landes OÖ:

Fahrtkostenzuschuss

Der Fahrtkostenzuschuss ist eine Pauschalabgeltung, die einmal jährlich an Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhlfahrer sowie schwer gehbeeinträchtigte Menschen für die erschwerte Mobilität bewilligt werden kann. Die Unzumutbarkeit der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel ist Voraussetzung. Diese Unzumutbarkeit und die Gehbeeinträchtigung müssen im Behindertenpass eingetragen sein. 

Vorgeschlagen wird weiters, dass sämtliche Implantate, Verschraubungen, Metallteile im Körper etc. auf Antrag in den Behindertenpass eingetragen werden können.

Bei einem Durchgang durch Terminals auf Flughäfen, evtl. auch bei Gerichten würde der Nachweis durch den Behindertenpass von Vorteil sein. Ansonsten müsste ein weiterer Ausweis, der dies bestätigt, ausgestellt und mitgeführt werden.

Zu § 1 Abs. 2 Z 3:
Der Eintrag „Unzumutbarkeit öffentlicher Verkehrsmittel“ und in weiterer Folge auch die Ausstellung eines Behindertenparkausweises sollte für alle Organtransplantierten gelten. Die ÖAR wurde darauf hingewiesen, dass zum Beispiel bei Lungentransplantierten eine „kritische“ Immunschwäche über die 3 Monate hinaus bestehen bleibt. Daher sollte die Zusatzeintragung im Behindertenpass -Unzumutbarkeit öffentlicher Verkehrsmittel- solange immunsupprimierende Medikamente eingenommen werden müssen, vorgesehen sein.

§ 1 Abs. 3

Die Beurteilung durch ärztliche Sachverständige basiert auf dem medizinischen Modell von Behinderung und steht damit in Widerspruch zur CRPD (siehe auch Genfer Bericht 2013). 

Zu § 3

Die ÖAR regt an, für den „Parkausweis für Behinderte“ jedenfalls eine diskriminierungsfrei Bezeichnung zu verwenden (Menschen mit Behinderungen).

Im Übrigen unterstützt die ÖAR die Stellungnahme des KOBV Österreich
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